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	Fragestellung/Hypothesen:

In diesem Artikel wird analysiert, ob institutionelle Reformen die EU zur effizienteren Bewältigung der expandierenden legislativen Agenda befähigten. Zur Messung wird das Zeitintervall zwischen einem Vorschlag der Kommission bis zum Treffen eines Entscheides des EU-Rates verwendet. 

Vier Hypothesen wurden aufgestellt: 

1. Die Anwendung der qualitativen Mehrheitsregel vermindert das Zeitintervall zwischen Kommissionsvorschlag und Ratsentscheid

2. Die Partizipation des Parlamentes erhöht den Zeitintervall zwischen Kommissionsvorschlag und Ratsentscheid

3. Entscheide, die ursprüngliche Kernbereiche der EU betreffen, werden schneller gefällt

4. Regulations und Decisions benötigen kürzere Zeitintervalle als Directives



	Theoretische Konzepte:

Die beiden Autoren spezifizieren und testen ein ökonometrisches Modell zur Geschwindigkeit der Entscheidfällung und analysieren deren Einflussfaktoren. Sonst wird nichts erwähnt.

	Erkenntnisse/Ergebnisse:

Die empirische Analyse bestätigt alle vier aufgestellten Hypothesen. Die zwei institutionellen Variablen (H 1 und H 2) haben den grössten Einfluss auf das Zeitintervall des Entscheidungsprozesses. Die Resultate bestätigen, dass Reformen innerhalb der EU-Institutionen einen signifikanten Einfluss auf die Entscheidungseffizienz ausüben (Entgegen eines vielzitierten Artikels von Scharpf der argumentiert, dass die EU nicht fähig ist, aufgrund der nötigen Konsensfindung der Regierungen der Mitgliedstaaten institutionelle Veränderungen vorzunehmen, welche die Effizienz des Entscheidungsprozesses steigern könnten).

	Kommentar/Bewertung/Relevanz für Untersuchungsbereich:

Spannungsfeld: Föderalismus vs. Demokratieprinzip „one man one vote“ (Rat). Legitimation vs. Effizienz (Parlament). Einerseits eine „Ökonomisierung des Verfahrens“ durch Anwendung der Mehrheitsregel (effizienter), anderseits „Power Sharing“ durch vermehrte Partizipation des Parlamentes. 

„Institutions do matter“ wird bestätigt.

Am ehesten das Modell der „Variation and Selection“ (Anforderungen gerecht werden), aber auch dem „Conflict“ (Akteure). 
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